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Deutsche Delegation 


Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 4. bis 8. Oktober 1971 in Straßburg 


Am ersten Tag des zweiten Teils der 23. Sitzungs- 
periode der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates sprach der britische Minister für Europafragen 
Rippon als Präsident des EFTA-Ministerrates so- 
wohl über die Tätigkeit der EFTA im letzten Jahr 
wie über die Perspektiven der europäischen Politik 
nach dem Abschluß der Beitrittsverhandlungen. Sei- 
ner Ansicht nach werde sich die Wirtschaftsgemein- 
schaft zur politischen Union weiterentwickeln, dabei 
werde auch der Europarat eine wichtige Rolle zu 
spielen haben als Verbindungsglied zwischen den 
zehn Mitgliedern der Gemeinschaft und dem übri- i 
gen Europa. 

Abg. Roser (CDU/CSU) legte im Namen des j 
Sozialausschusses einen Bericht vor über die Er- 
stellung von Sozialberichten in den einzelnen Mit- j 
gliedstaaten, die so angelegt sein sollten, daß sie 
international vergleichbar würden. Auf zahlreichen 
Gebieten des sozialen Lebens, etwa dem der Volks- 
gesundheit oder des Umweltschutzes, seien die Pro- 
bleme so gleich gelagert, daß internationale Ab- 
sprachen immer unerläßlicher würden. Dazu komme 
die ununterbrochene Wanderungsbewegung, die zu 
ganz neuen Formen des Zusammenlebens der euro- 
päischen Menschen geführt habe; all dies erfordere 
neue Maßstäbe und Richtlinien, die nur gefunden 
werden könnten, wenn ausreichendes und objek- 
tives Material über den sozialen Standort der ein- 
zelnen Länder vorliege. Anhand dieser Berichte 
könnten dann von zuständigen internationalen 
Organisationen wie der OECD und dem Europarat 
Vorschläge für eine intensivere Zusammenarbeit auf 
dem sozialen Sektor gemacht werden. 

Als amtierender Präsident des Ausschusses für 
Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen nahm Abg. 
Pöhler (SPD) Stellung zu den einzelnen von seinem 
Ausschuß vorgelegten Berichten und wies nament- 
lich darauf hin, daß das Problem der Gastarbeiter 
in den Industrieländern noch ungelöst sei und daß 
die Verabschiedung eines europäischen Gastarbei- 


terstatuts so bald wie möglich erfolgen müsse. Der 
Hauptbericht des Ausschusses und die umfang- 
reichste Debatte bezog sich auf das Thema Gebur- 
tenkontrolle und Familienplanung. Abg. Pöhler 
widersprach dabei zunächst einem Antrag, den 
Tagesordnungspunkt noch einmal zu verschieben, 
da der Ausschuß seit mehreren Jahren das Thema 
ausgiebig behandelt habe; am Ende der Debatte 
wurde dann doch auf eine Abstimmung über die 
vorgelegte Empfehlung verzichtet. 

Für den Sozialausschuß erklärte Abg. Frau Her- 
klotz (SPD), daß dieser den Bericht und die Emp- 
fehlung weitgehend billige, aber einige Änderungs- 
vorschläge zu machen habe. Man könne nicht an 
der Not so vieler Kinder Vorbeigehen, die ohne 
Elternliebe aufwachsen müßten, man müssß auch 
das Recht der Eltern anerkennen, über die Zahl 
ihrer Kinder selbst zu bestimmen, und man könne 
nicht die Tatsache verschweigen, daß die Zahl der 
illegalen Abtreibungen in allen europäischen Län- 
dern sehr hoch sei; die Strafbarkeit der Schwanger- 
schaftsunterbrechung habe also versagt, und die 
Erfahrungen in den Ländern, in denen sie erlaubt 
sei, könnten als positiv bezeichnet werden. Eine 
gesetzliche Regelung des Schwangerschaftsabbruchs, 
in die selbstverständlich Sicherungen eingebaut 
werden müßten, würden Tausende von Frauen nicht 
nur vor strafbaren Handlungen, sondern auch vor 
der Gefahr bewahren, Leben und Gesundheit aufs 
Spiel zu setzen. 

Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) ging davon aus, 
daß Bevölkerungs- und Familienplanung heute auch 
in Europa geboten sei, wenn auch eine Bevölke- 
rungsexplosion wie in den Ländern der Dritten Welt 
nicht unmittelbar bevorstehe. Immerhin gebe es 
auch in Europa Gegenden, in denen der Bevölke- 
rungsdruck zu ernsten sozialen Spannungen führe. 
Eine Harmonisierung der einschlägigen Gesetz- 
gebungen in Europa, etwa im Sinne der dreifachen 
Indikation, der medizinischen, der eugenischen und 
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der sozialen sei anzustreben, der Gesetzgeber müsse 
sich der allgemeinen Entwicklung anpassen, wenn 
er nicht unglaubwürdig werden wolle. 

Abg. Sieglerschmidt (SPD) ging auf die recht- 
lichen Aspekte des Problems ein; er halte die Fami- 
lienplanung für einen Ausfluß des Rechts auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit, die als ein Grund- 
recht in allen Verfassungen mehr oder weniger an- 
erkannt sei. Andererseits führe der illegale Abbruch 
von Schwangerschaften zu zahllosen menschlichen 
Tragödien, so daß sich ein allzu rigoroser Stand- 
punkt weder rechtlich noch ethisch vertreten lasse; 
allerdings könne ein Schwangerschaftsabbruch 
immer nur das Ergebnis einer Abwägung im Einzel- 
fall sein, und er komme nur in Frage, wenn die 
Mutter durch die Geburt des Kindes in eine unlös- 
bare Konfliktsituation gebracht werde. Wenn es 
das Ziel des Europarates sei, einheitliche Lebens- 
verhältnisse in Europa zu schaffen, dürfe er an der 
Frage der Familienplanung nicht Vorbeigehen; es 
sei zu wünschen, daß sich die Versammlung und 
auch ihr Rechtsausschuß weiterhin um gemeinsame 
Lösungen bemühten. 

Abg. Roser (CDU/CSU) war der Meinung, daß es 
besser gewesen wäre, das Problem der Abtreibung 
ganz aus dem Bericht und der Debatte herauszu- 
nehnien; eine übereilte und weitgehende Freigabe 
der Abtreibung sei auf jeden Fall problematisch, 
eine modifizierte medizinische Indikation könne je- 
doch in Erwägung gezogen werden. Das Recht des 
Menschen auf Leben und die Pflicht der Gesellschaft 
zur Sicherung dieses Lebens könnten nicht in Frage 
gestellt werden, aber bei einer Legalisierung der 
Abtreibung wisse man nicht, wo die Kürzung des 
Lebens einmal beginnen und enden werde. Auf 
keinen Fall sei die Schwangerschaftsunterbrechung 
ein geeignetes Mittel, unsere bevölkerungspoliti- 
schen Probleme zu lösen, ganz abgesehen davon, 
daß in einigen europäischen Ländern schon ein be- 
sorgniserregender Geburtenrückgang zu verzeich- 
nen sei. 

Abg. Draeger (CDU/'CSU) wandte sich dagegen, 
daß eine so eminent wichtige Frage zu einem Zeit- 
punkt behandelt werde, da eine große Zahl von 
Mitgliedern nicht in Straßburg anwesend sein 
könne. Zweifellos habe die Beratende Versammlung 
des Europrates das Recht und auch die Pflicht, so 
kontroverse Themen zu diskutieren, aber sie müß- 
ten auch von allen Seiten beleuchtet werden, so 
hätte man z. B. auf eine Stellungnahme des Rechts- 
ausschusses nicht verzichten dürfen. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) ging davon 
aus, daß die Ehrfurcht vor dem Leben das Funda- 
ment jeder menschlichen Gesellschaft und der 
Schutz des Lebens die Grundlage jeder staatlichen 
Gesetzgebung sein müsse; er halte es für äußerst 
schwierig, die Konsequenzen einer zu nachsichtigen 
und großzügigen Gesetzgebung zu übersehen. 
Selbstverständlich müsse die Frage der Familien- 
planung einer vernünftigen Lösung entgegengeführt 
werden; die Sicherung der Familie und die Integrie- 
rung der unehelichen Mutter in die Gesellschaft 
seien hierfür unerläßliche Voraussetzungen. 


Zum Abschluß der Debatte erklärte Abg. PÖhler 
(SPD) als amtierender Vorsitzender des Ausschus- 
ses für Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen, er 
wolle die kontroverse Argumentation nicht fort- 
setzen, er sei überzeugt, daß allen Rednern die 
ehrenhaftesten Motive zugebilligt werden müßten. 
Niemand im Ausschuß habe jemals einer schranken- 
losen Schwangerschaftsunterbrechung das Wort ge- 
redet, aber man sei der Auffassung gewesen, daß 
die freien und mündigen Bürger die Zahl ihrer Kin- 
der in eigener Verantwortung bestimmen sollten. 
Nach einer längeren Geschäftsordnungsdebatte 
machte der amtierende Vorsitzende den Vorschlag, 
den Bericht und die Entschließung an den Ausschuß 
zurückzuüberweisen und den Rechts- und Sozialaus- 
schuß in die weiteren Beratungen einzuschalten. 

Den Jahresbericht der europäischen Verkehrs- 
ministerkonferenz legte als deren derzeitiger Prä- 
sident der spanische Verkehrsminister de la Mora 
vor, der über die abgeschlossenen Arbeiten und 
künftigen Pläne seiner Organisation berichtete und 
dabei die ausgezeichnete Zusammenarbeit sowohl 
der Verkehrsminister untereinander wie mit der 
OECD und dem Europarat hervorhob. 

Abg. Lemmrich (CDU/CSU) führte zu diesem Be- 
richt aus, zu allzu großem Optimismus bestehe zwar 
kein Anlaß, aber man könne zugeben, daß es in der 
europäischen Verkehrspolitik langsam weitergehe; 
die vordringlichsten Arbeiten der Zukunft müßten 
auf den Gebieten der Straßenverkehrssicherheit, der 
Bekämpfung des Lärms und der Luftverschmutzung 
sowie der Modernisierung der landgebundenen Ver- 
kehrssysteme liegen. Ein Katalog von Bedingungen, 
die an diese Verkehrssysteme zu stellen seien, 
sollte von der Verkehrsministerkonferenz auf- 
gestellt werden, damit sich die Forschung daran 
orientieren könne, um von vornherein einheitliche 
Ausgangspositionen zu gewinnen. 

Auf eine entsprechende Anfrage von Abg. Dr. 
Rinderspacher (SPD) antwortete Minister de la 
Mora, daß man sich schon lange Gedanken gemacht 
habe, wie auf die Kontrolle der Grünen Versiche- 
rungskarte an den Grenzübergängen verzichtet 
werden könne, und es sei zu erwarten, daß in ab- 
sehbarer Zeit eine Lösung gefunden werde. 

Den Bericht des Ministerkomitees des Europarates 
legte dessen amtierender Vorsitzender, der schwe- 
dische Außenminister Wickman, vor. Er gab seiner 
Genugtuung über die Besserung der Ost-West-Be- 
ziehungen Ausdruck und hob hervor, daß die Neu- 
tralen zu einer Zusammenarbeit mit der EWG und 
zu einer gemeinsamen europäischen Politik bereit 
seien. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) begrüßte es, daß 
der Bericht des Ministers auf die aktuellen Fragen 
genauer eingegangen sei, als es früher der Fall war; 
die bevorstehende Erweiterung des Gemeinsamen 
Marktes erfordere eine klare Stellungnahme zu der 
künftigen Rolle der verschiedenen europäischen In- 
stitutionen. Der Europarat habe namentlich hinsicht- 
lich der Neutralen auch weiterhin eine wichtige Auf- 
gabe zu erfüllen. Er ging dann ein auf die Teil- 
nahme von Ostblockländern an gewissen technischen 
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Konferenzen, die vom Europarat angeregt worden 
seien. Die Ergebnisse seien bis jetzt nicht sehr 
überzeugend gewesen, aber nun habe die sowje- 
tische Regierung sogar ihre Teilnahme an einer 
Weltkonferenz über Klassifizierung der Patente mit 
der Begründung abgesagt, der Europarat habe sich 
mit seiner Entschließung über die Lage der Juden 
in der Sowjetunion in die inneren Verhältnisse der 
Union eingemischt; eine solche Einstellung ver- 
spreche nicht sehr viel für die weiteren Entspan- 
nungsbemühungen. 

In der anschließenden Fragestunde stellten fol- 
gende deutsche Abgeordnete Mündliche Anfragen: 
Abg. Frau Klee (CDU/CSU) zum Europäischen Ju- 
gendfonds, Abg. Frau Herklotz (SPD) zur Schaffung 
eines Gesundheitspasses, Abg. Richter (SPD) für 
europäische Zusammenarbeit im wissenschaftlichen 
und technologischen Bereich, Abg. Dr. Rinderspacher 
(SPD) zur Pflichtversicherung von Kraftwagen in 
verschiedenen Mitgliedstaaten und Abg. Lenze 
(Attendorn) (CDU/CSU) zur finanziellen Ausstat- 
tung des Europapreises. 

Vom Ausschuß für Kultur- und Erziehung wurden 
der Versammlung vier Berichte vorgelegt. Abg. 
Kahn-Ackermann (SPD) bedauerte zu Beginn seiner 
Ausführungen, daß Fragen der Bildung und Erzie- 
hung im nationalen Bereich zwar fast überall so 
ernst genommen würden, wie sie es verdienten, daß 
aber die Kooperation zwischen den europäischen 
Staaten bis jetzt minimal geblieben sei. Die Kon- 
ferenzen der europäischen Erziehungsminister er- 
schöpften sich in der Behandlung von Teilfragen, 
von der Konzeption einer europäischen Bildungs- 
politik sei man weit entfernt, und man habe sich bis 
jetzt kaum um eine gemeinsame Strategie für die 
Erziehungsministerkonferenz bemüht, die im näch- 
sten Jahr im Rahmen der UNESCO geplant sei. 
Diese Konferenzen würden offenbar von den Mini- 
stern selbst nicht ganz ernst genommen; ungelöste 
Zuständigkeitsfragen und mangelnde Initiative lie- 
ßen von vornherein keine echten Entscheidungen 
erwarten, und auch der Rat für kulturelle Zu- 
sammenarbeit erweise sich als arbeitsunfähig, so- 
bald die Regierungsexperten an seinen Beratungen 
teilnehmen. Es gäbe eine Menge von Problemen, 
um die sich der Europarat kümmern müßte, z. B. um 
die Auswahl der literarischen Werke, deren Über- 
setzung auch ohne kommerzielle Erwägungen zu 
fördern sei, um die Vereinheitlichung des Urheber- 
rechts, die Angleichung des Öffentlichen Bücherei- 
wesens, die kulturelle Betreuung der Gastarbeiter 
usw. 

Außerdem legte Abg. Kahn-Ackermann (SPD) 
einen Bericht seines Ausschusses über die Zusam- 
menarbeit der europäischen Kulturinstitute außer- 
halb Europas vor, in dem auf die zunehmenden 
Schwierigkeiten aufmerksam gemacht wird, denen 
die nationalen Kulturinstitute in Ubersee gegen- 
überstehen; sie könnten sehr viel wirksamer in 
Erscheinung treten, wenn sie zusammenarbeiteten, 
zumal draußen in der Welt Europa immer weniger 
in seinen nationalen Facetten gesehen würde. Es 
würde von Vorteil sein, wenn die Institute der grö- 
ßeren Nationen ihre Einrichtungen den kleineren 


zur Verfügung stellen würden; allmählich könnte 
man dazu kommen, die nationalen Kulturinstitute 
durch gemeinsam betriebene Europahäuser zu er- 
setzen. Die Beratende Versammlung des Europa- 
rates solle hier Vorarbeit leisten. 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) führte zu dem Bericht 
über europäische Bildungsfragen aus, daß aus dem 
statischen Bildungsziel früherer Jahrhunderte das 
moderne dynamische Bildungsziel geworden sei, 
d. h. daß als entscheidende Erziehungsfaktoren 
Eltern, Gesellschaft, Schule, Lehrherren angesehen 
werden müßten. Die Schulreformen, die in allen 
Ländern im Gange seien, müßten auf dieses Ziel hin 
ausgerichtet werden. In anderem Zusammenhang 
begrüßte sie den in einem der Berichte gemachten 
Vorschlag zur Gründung einer europäischen Fern- 
sehuniversität, namentlich auch deshalb, weil sie 
eine besondere Bedeutung für die Frauen habe, die 
ihre abgebrochene Ausbildung entweder wieder auf- 
nehmen oder abschließen und so berufsfähig bleiben 
und in ihrer Familie ernsthafte Gesprächspartner für 
Mann und Kinder sein könnten. 

Abg. Dr. Hermesdorf (Schleiden) (CDU/CSU) for- 
derte, daß die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften ihre Aktivität auf dem Gebiet der Er- 
ziehung und Bildung verstärken solle, da jede 
Initiative, das kulturelle Europa entstehen zu lassen, 
verdienstvoll sei, allerdings müsse vermieden wer- 
den, daß sich zwei konkurrierende Einrichtungen in 
Zukunft gegenseitig im Wege stünden, er halte es 
daher für nützlich und notwendig, daß der Europa- 
rat direkte Verbindung mit der EWG-Kommission 
aufnehme, um die Kompetenzen auf dem Gebiet der 
kultur- und bildungspolitischen Zusammenarbeit 
vernünftig zu verteilen. 

In der Debatte über den Haushalt des Europa- 
rates bedauerte es Abg. Draeger (CDU/CSU), daß 
die Beratende Versammlung immer noch nicht das 
Recht habe, konkrete Vorschläge zum Gesamtbudget 
zu machen und daß das Ministerkomitee nicht ge- 
neigt sei, sich die Vorstellungen der Versammlung 
zu eigen zu machen. Auf die Dauer könne man der 
Versammlung solche Zuständigkeiten nicht ver- 
weigern. Das Ministerkomitee habe bis jetzt auch 
nur ausweichend auf die Frage geantwortet, auf 
welche Weise die Beamten des Europarates für die 
Verluste entschädigt werden sollten, die ihnen aus 
den Kursschwankungen der letzten Jahre entstün- 
den. Das Ministerkomitee solle außerdem prüfen, 
wie den zahlreichen Besuchergruppen, die zu den 
Sitzungen der Versammlung nach Straßburg kom- 
men und bei denen es sich großenteils um Schüler 
handle, eine finanzielle Unterstützung gewährt wer- 
den könne. 

Abg. Dr, Schulz (Berlin) (SPD) "') legte einen Be- 
richt des Politischen Ausschusses über die Aufgaben 
des Europarates in der nahen Zukunft vor und 
sagte, es sei keineswegs so, daß der Europarat seine 
große Zeit hinter sich habe, daß er vielmehr auch 
nach der Erweiterung der Gemeinschaften zahlreiche 
konkrete Aufgaben behalte; eine der sehr wichtigen 
und noch ausbaufähigen Kompetenzen der Beraten- 
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den Versammlung sei es, einen ständigen Mei- 
nungs- und Erfahrungsaustausch mit Politikern an- 
derer Länder und Sachverständigen anderer Organi- 
sationen zu führen. Für viele intergouvernementale 
Organisationen sei und bleibe die Beratende Ver- 
sammlung das einzige Forum, vor dem sie Rechen- 
schaft über ihre Tätigkeiten ablegen und die Öffent- 
lichkeit mit ihren Problemen bekannt machen könn- 
ten, ganz abgesehen davon, daß nur in der Bera- 
tenden Versammlung die neutralen Staaten mit 
denen der EWG konfrontiert würden und daß hier 
ein Gedankenaustausch mit den Nichtmitgliedstaa- 
ten über Fragen etwa der technologischen Entwick- 
lung oder des Umweltschutzes stattfinden könne, 
die ja unabhängig von den verschiedenen politi- 
schen Systemen der einzelnen Länder im Interesse 
der Menschen gelöst werden müßten. Es gebe aber 
noch eine Reihe anderer Gesichtspunkte im Zusam- 
menhang mit der Einigung Europas, die von keiner 
anderen Organisation so umfassend und sachgerecht 
zur Debatte gestellt werden könnten wie vom 
Europarat, z. B. die Rechtseinheit oder das Europa 
der Regionen und die Föderalisierung Europas, von 
denen starke Impulse für die Integration ausgehen 
könnten. Was die künftige Rolle der WEU betreffe, 
so ließe sich im Augenblick nichts Genaueres dar- 
über sagen, als daß sie ihre Zusammenarbeit mit 
der Gemeinschaft und ihren Organen intensivieren 
und ihren außen- und verteidigungspolitischen Sach- 
verstand einbringen müsse. Wenn der Europarat 
auch offen sein sollte für technische Gespräche mit 
Ländern einer anderen politischen und weltanschau- 
lichen Richtung, so könne er selbstverständlich sei- 
nen eigenen Standpunkt niemals aufgeben und 
dürfe nicht darauf verzichten, die Verletzung der 
Menschenrechte überall dort anzuprangern, wo er 
sie feststellen müsse. 

In der Debatte zu diesem Bericht machte Abg. 
Kahn-Ackermann (SPD) darauf aufmerksam, daß der 
Europarat vor allem auf dem Gebiet der Kultur, Bil- 
dung und Erziehung eine Aufgabe habe und be- 
halten werde, die auch von der erweiterten Gemein- 
schaft nicht übernommen werden könne; er halte es 
z, B. nicht für richtig, daß die Frage der Gründung 
einer europäischen Universität jetzt vor allem 
innerhalb der Gemeinschaft erörtert werde; seiner 
Meinung nach müsse das ein Anliegen des gesam- 
ten demokratischen Europas sein; er glaube nicht, 
daß der Europarat ein besonders begehrter Ge- 
sprächspartner für die osteuropäischen Länder sein 
könne, die schon aus rein materiellen Erwägungen 
von Kontakten mit der EWG viel mehr zu erwarten 
haben. Er halte es nicht für wahrscheinlich, daß in 
absehbarer Zeit mit einem Aufgehen der WEU-Ver- 
sammlung im Europäischen Parlament zu rechnen 
sei, vor allem deshalb, weil man nicht wisse, wie 
und womit der Brüsseler Vertrag ersetzt werden 
könne. 

Abg. Sieglerschmidt (SPD) hielt es für richtig, daß 
der Europarat zur Kooperation und Kommunikation 
mit anderen Staaten bereit sein solle; er glaube je- 
doch, daß sie von diesen nur sehr eingeschränkt in 
Anspruch genommen werde; für sehr wichtig halte 
er dagegen die Rolle, die die neutralen Länder bei 
der Überwindung der Spaltung Europas spielen 


könnten; für die Zukunft des Europarates sei es von 
entscheidender Bedeutung, daß seine Tätigkeiten 
und seine Ziele mehr als bisher in der Öffentlichkeit 
deutlich gemacht würden. 

Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses er- 
klärte Abg. Blumenfeld (CDU/CSU), der Bericht und 
Debatte hätten gezeigt, daß Überlegungen über die 
Zukunft des Europarates ebenso aktuell wie notwen- 
dig seien und daß es die Aufgabe und Absicht des 
Ausschusses bleiben müsse, sich damit auch weiter- 
hin in Zusammenarbeit mit den anderen interessier- 
ten Ausschüssen zu beschäftigen. 

Auf Einladung der Versammlung berichtete der 
Außenminister Israels Abba Eban über die gegen- 
wärtige Lage im Nahen Osten. Abg. Blumenfeld 
(CDU/CSU) hieß ihn als Vorsitzender des Politi- 
schen Ausschusses willkommen und versicherte ihn 
des unverminderten Interesses, das die Mitglieder 
des Hauses an einer Lösung des Nahostproblems 
nähmen und namentlich auch am Schicksal der palä- 
stinensischen Flüchtlinge, das die Versammlung in 
ihrer nächsten Sitzungsperiode erneut beschäftigen 
werde. Auf eine Frage von Abg. Dr. Schulz (Berlin) 
nach der Anerkennung des Staates Israel durch 
seine arabischen Nachbarn antwortete der Minister, 
daß die Festlegung gesicherter Grenzen die absolute 
Voraussetzung für fruchtbare Verhandlungen mit 
den arabischen Nachbarn sei, die es jedoch bisher 
abgelehnt hätten, sich über ihre genauen Vorstel- 
lungen zu äußern. Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) 
fragte nach dem Verhältnis zwischen Israel und der 
Sowjetunion, das ja von beträchtlichem Einfluß auf 
die weitere Entwicklung der Lage sein dürfte; dar- 
auf sagte Abba Eban, Sowjetrußland habe durch 
seine israelfeindliche Propaganda und durch seine 
Waffenlieferungen die Spannungen verstärkt; Israel 
sei jedoch bereit, die diplomatischen Beziehungen zu 
Moskau wieder aufzunehmen. Auf entsprechende 
Fragen von Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) 
antwortete der Minister, man könne vermuten, daß 
Sowjetrußland an einem Fortbestehen der Span- 
nungen interessiert sei, um weiterhin seine Truppen 
dort stationieren zu können; er glaube, daß die Stel- 
lung Sadats in Ägypten sich gefestigt habe und daß 
der Wunsch nach Frieden in der arabischen Bevölke- 
rung dazu führen könne, die Verhandlungsbereit- 
schaft der arabischen Politiker zu fördern. Auf eine 
Frage von Abg. Sieglerschmidt (SPD) meinte der 
Minister, er halte eine Wirtschaftsgemeinschaft des 
Nahen Ostens keineswegs für utopisch, sie würde 
zweifellos zu einer Konsolidierung des Friedens 
beitragen. 

In einer Debatte über die politischen Konsequen- 
zen der Erweiterung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft führte Abg. Dr. Schmid (Frankfurt) 
(SPD) aus, von Anfang an habe es in den europä- 
ischen Einigungsbestrebungen zwei Richtungen ge- 
geben, die eine, die in einem einzigen großen 
Schwung das neue Europa schaffen wollte, die 
zweite, die Schritt für Schritt vergehen wollte; diese 
habe sich durchgesetzt, und jetzt werde man mit der 
Erweiterung der Gemeinschaften wieder einen be- 
deutenden Schritt weiterkommen; das setze aber 
voraus, daß sowohl die Gemeinschaft keine über- 
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triebenen Bedingungen stellen dürfe, wie daß die 
Kandidaten sich an die in der Gemeinschaft beste- 
henden Ordnungen anpassen müßten. Dabei gehe 
es keineswegs nur um wirtschaftliche Interessen, 
und nichts wäre schädlicher, als wenn eine neue 
Form von Handelskriegen die bereits bestehenden 
ökonomischen Ordnungen zerstören würde. Es sei 
höchste Zeit, daß Europa in der Weltpolitik die ihm 
zukommende Rolle spiele und sich darauf vor- 
bereite, seine Verteidigung in die eigene Hand zu 
nehmen. Es komme nicht nur auf die geographische 
und die wirtschaftliche Ausweitung an, der Beitrag 
der demokratischen Kräfte Großbritanniens und der 
skandinavischen Staaten werde eine entscheidende 
Bereicherung darstellen, es werde aber für das de- 
mokratische Europa auch ein Vorteil sein, wenn es 
einige Neutrale gebe, die als Vermittler oft nützlich 
werden könnten. Wenn es den Europäern nicht ge- 
linge, sich über manchmal gewiß schwierige Pro- 
bleme zu verständigen, würden ihnen vielleicht 
eines Tages Lösungen von außen aufgezwungen. 

Abg. Alber (CDU/CSU) meinte, daß Europa in 
den ersten Nachkriegsjahren zu seiner Einigung 
bereit war, als es sich im Innern durch das Stag- 
nieren seiner Wirtschaft und von außen durch den 
Druck aus dem Osten bedroht fühlte, heute würden 
die Einigungsbemühungen durch die Überbetonung 
wirtschaftlicher Interessen und die Überbewertung 
technokratischer Strukturen gefährdet. Mit der Er- 
weiterung der Gemeinschaft müsse die Verwirk- 
lichung des Mehrheitsentscheids parallel gehen, es 
müsse ferner eine echte Legislative mit parlamen- 
tarischer Kontrolle eingeführt werden; wenn Europa 
politischer werden solle, so könne man nicht nur 
an eine gemeinsame Außenpolitik denken, sondern 
auch an die Vereinheitlichung der Bildungsvoraus- 
setzungen oder der Rechtsnormen; auch die Par- 
teien sollten auf europäischer Ebene enger Zusam- 
menarbeiten als bisher. Die Zukunft des Europa- 
rates sei gesichert, wenn es ihm gelinge, eine euro- 
päische Friedensordnung zu verwirklichen, ein 
Schritt auf dieses Ziel hin wäre es vielleicht, wenn 
nicht nur Israel, sondern auch demokratische arabi- 
sche Länder mehr an den xA.rbeiten des Europarates 
beteiligt würden. 


Zusammenfassend stellte der Vorsitzende des 
Politischen Ausschusses, Abg. Blumenfeld (CDU/ 
CSU), fest, daß nach der Erweiterung der Gemein- 
schaft vor allem die Funktionen und Kompetenzen 
des Europäischen Parlaments endgültig definiert 
werden müßten, insbesondere die neu hinzukom- 
menden Mitglieder hätten Anspruch darauf zu wis- 
sen, wie es in der Gemeinschaft weitergehen solle; 
ebenso berechtigt sei der Anspruch der Neutralen, 
Klarheit über ihre Position nach der Erweiterung 
der EWG zu gewinnen. 

Der Versammlung lag außerdem ein Entschlie- 
ßungsentwurf zum Vier-Mächte-Abkommen über 
Berlin vor. Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) machte 
darauf aufmerksam, daß bei der Behandlung dieses 
Textes im Ausschuß die deutschen Mitglieder nicht 
anwesend sein konnten; er halte es daher für 
richtig, mit der Abstimmung über diesen Text so- 
lange zu warten, bis die innerdeutschen Gespräche 
über dieses Abkommen abgeschlossen seien und bis 
man wisse, wie dieses Rahmenabkommen ausgefüllt 
werden könne; offenbar sei man sich in Bonn und 
Moskau auch nicht darüber einig, in welcher Reihen- 
folge die Abkommen von Moskau, Warschau und 
Berlin ratifiziert werden sollten. 

Abg. Lemmrich (CDU/CSU) war der Meinung, daß 
eine endgültige Beurteilung dieser Abkommen noch 
nicht möglich sei; fest stehe vorerst nur, daß sich auf 
den Zufahrtswegen nach Berlin noch nichts ge- 
ändert habe. 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) bezog sich auf die 
Abschiedsrede des bisherigen NATO-Generalsekre- 
tärs Brosio, der gesagt hatte, daß ein besserer 
Modus vivendi in Berlin erzielt worden sei, dabei 
habe aber eines der Grundprinzipien der freien 
Welt, nämlich das der Selbstbestimmung der Völker 
zurückgestellt werden müssen. Jetzt sei zu fragen, 
wie es möglich werde, die Grenzen der Freiheit auf 
friedlichem Wege zu erweitern. 

Die Abstimmung über die Berlin-Entschließung 
wurde dann entsprechend einem Antrag von Abg. 
Dr. Kliesing (CDU/CSU) auf die Januar-Tagung der 
Beratenden Versammlung des Europarates ver- 
schoben. 


Bonn, den 2. November 1971 


Der Sprecher 

Blumenfeld 



